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4. Bei der Ansiedlung von kleineren Gewerbebetrieben ist darauf zu achten, dass keine 

stark emittierende Betriebe zugelassen werden.  
Diese Forderung ist im Einzelfall bei der Vorlage des jeweiligen Bauantrages von den 
zuständigen Behörden zu prüfen.   
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Anregung als 
erledigt zu betrachten.  
 

5. Das Gesundheitsamt teilt mit, dass auf den für die Bebauung vorgesehenen Flächen 
keine Altlasten bekannt sind.   
 

6. Hier wird darauf hingewiesen, dass auf Grund der unmittelbar angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen mit Geruch- und Lärmbelästigungen gerechnet werden 
muss.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dies zur Kenntnis 
zu nehmen.  

 
 
Wasserwirtschaftsamt, Schreiben vom 29.06.2004 
 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht werden keine Einwände erhoben wenn die Bauvorhaben an 
die städtische Wasserversorgungsanlage angeschlossen und die anfallenden 
Schmutzwässer durch mechanisch- biologische Kleinkläranlagen entsprechend gereinigt 
werden.  
 
Hierzu wird auf die Stellungnahme des Gesundheitsamtes verwiesen.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss zu bestätigen, dass 
die künftigen Bauflächen an die städtische Wasserversorgungsanlage angeschlossen 
werden können. Die Schmutzwasserbeseitigung wird im Zug des jeweiligen Bau-
genehmigungsverfahrens durch die zuständigen Behörden geregelt. 
 
 
Gemeinde Steinhöring, Schreiben vom 14.07.2004 
 
Die Gemeinde Steinhöring bittet um entsprechende Rückhaltemaßnahmen, sofern aus dem 
Gebiet Oberflächenwasser in die Ebrach abgeleitet wird.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen stellte der Technische Ausschuss klar, dass eine Ableitung 
von Oberflächenwasser in die Ebrach aus den künftigen Baugrundstücken nicht geplant ist. 
 
Der Technische Ausschuss wurde davon unterrichtet, dass die Verträge nach dem 
sogenannten „Rindinger Modell“ in Kürze abgeschlossen werden. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Außenbereichs-
lückenfüllungssatzung-  Siegersdorf - Nr. 160 als Satzung. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Satzung erst dann wirksam zu machen, wenn die 
Verträge nach dem sogenannten „Rindinger Modell“ unterzeichnet sind. 
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Es wird gebeten, einen entsprechenden Korridor freizuhalten und die Bayer. Eisenbahnges. 
mbH zu beteiligen. 
 
In diesem Zusammenhang wurde seitens der Bayer. Eisenbahngesellschaft mbH bestätigt, 
dass die Planung für den zweigleisigen Ausbau erst seit relativ kurzer Zeit laufen. Mit dem 
Ergebnis der Vorprüfung könne frühestens im 3. oder 4. Quartal 2004 gerechnet werden. Der 
übliche Achsabstand zum vorhandenen Gleis beträgt zwischen 4,50 und 5,00 m. 
 

Anmerkung der Verwaltung:  
Von der Planung der Bahn ist die im Bebauungsplan als WA 2 bezeichnete Baufläche 
betroffen. Zur Zeit beträgt der geringste Abstand zum bestehenden Gleiskörper kann 
15 m. Sollte das künftige Gleis westlich des bestehenden Gleises vorgesehen werden, 
würde der Abstand nur mehr weniger als 10 m betragen. Dadurch ändern sich auch die 
Vorgaben des Schall- und Erschütterungsschutzes, die beim jetzigen Abstand knapp 
eingehalten werden können.  

 
Bei der anschließenden Beratung war sich der Technische Ausschuss einig, dass die 
Errichtung eines zweiten Gleises, das die Vorraussetzung für die Einrichtung des 
10-Minuten-Taktes, ist nicht gefährdet werden dürfe. Nach dem derzeit völlig unklar ist, 
welcher Korridor freigehalten werden muss, ist auch im Hinblick auf ein gesundes Wohnen 
die Bauflächenausweisung WA 2 in Frage zu stellen.  
 
Nach eingehender Beratung beschloss de TA einstimmig mit  9  :  0 Stimmen, auf Grund der 
durch die Bahn neugeschaffenen Sachlage an Stelle der bisher vorgesehenen Wohnbau-
flächenausweisung WA 2 eine Grünfläche festzusetzen.  
 
Die übrigen Anregungen aus dem Schreiben der Bahn vom 05.07.2004 betreffend den 
Immissionsschutz, die künftigen Aus-, Umbau- und Instandhaltungsmaßnahmen, den 
Pflanzabstand, die Errichtung von Bauwerken, die Beleuchtung und Werbeflächen, die 
Grenzmarkierungen und Kabelmerksteine, die Tag-, Trauf- und Abwasser sowie die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen vor Bauarbeiten in der Nähe der Bahn werden zur 
Kenntnis genommen. Die Anregungen erfordern eine Änderung des Bebauungsplanung. 
 
 
Landratsamt Ebersberg, Schreiben vom 12.07.2004 
 
A) Baufachliche Stellungnahme 
 
Es wird angeraten, die Reihenhauszeile WA1 um 25° zu drehen, um den erwarteten 
Geländeanschnitten besser gerecht werden zu können und einer höhenmäßigen 
Aufsplitterung des Gesamtbaukörpers vorzubeugen. 
 
Nach eingehender Beratung beschloss der Technische Ausschuss dem Vorschlag nicht zu 
folgen, da bereits im Vorfeld der Bebauungsplanung eine intensive Überprüfung der 
möglichen Baukörperausrichtung erfolgt ist. Dabei hat sich die nun gewählte Lage der 
Baukörper als sehr günstig erwiesen.  
 
B) Immissionsschutzfachliche Stellungnahme 
 
Auf Grund des vorherigen Beschlusses, an Stelle des WA 2 eine Grünfläche auszuweisen, 
ist eine Behandlung der Stellungnahme, soweit sie sich auf das Gebiet WA 2 bezieht nicht 
mehr erforderlich. 
 
Parameter Eisenbahnlärm: 
 
Hier sind im Bereich des WA 1 keine Überschreitung der Beurteilungspegel gegeben.  
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Parameter Erschütterungen und sekundäre Luftschallimmissionen:  
 
Ab einem Abstand von 13 m zu einem Gleis können die Anforderungen hinsichtlich der 
Erschütterungen und ab einem Abstand von 20 m die Anforderungen zu Sekundärluft-
schallimmissionen eingehalten werden. Somit sind für das WA 1 keine Auswirkungen 
gegeben. 
 
Parameter elektromagnetische Felder: 
 
Hier stellt die Unteren Immissionsschutzbehörde fest, dass die Anforderungen der 
26. BimSchV eingehalten werden.  
 
Parameter Lärm Abenteuerspielplatz: 
 
Auf Grund der Betriebszeiten (Mo – Fr. 15 –18) ist nicht davon auszugehen, dass sich 
hierdurch Überschreitungen des Beurteilungspegelkriteriums ergeben. 
 
Parameter Schallimmission aus dem Betrieb Fa. Lear 
 
Bezgl. der Schallimmissionen aus dem Betrieb der Fa. Lear Corporation liegt ein 
Baugenehmigungsbescheid aus dem Jahr 1997 vor, in dem für die dem Betriebsgelände 
unmittelbar benachbarten Wohngebiete die Einhaltung der Immissionsrichtwerte für 
Allgemeine Wohngebiete nach TA Lärm gefordert wird (tags 55 dB(A) / nachts 40 dB(A)). 
 
Es kann daher davon ausgegangen werden, dass sich für das Areal des Bebauungsplanes 
Nr. 151 keine unzulässig hohen Schallimmissionen aus dem Betrieb der Fa. Lear ergeben. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Ausführungen der 
Unteren Immissionsschutzbehörde zur Kenntnis zu nehmen. Änderungen des 
Bebauungsplanes sind dadurch nicht veranlasst. 
 
 
C) Naturschutzfachliche Stellungnahme 
 
zu 1. 
Hier bittet die UNB um Ergänzung der textlichen Festsetzung 8.2 mit dem Ziel, dass eine 
Einfriedung und private Nutzung nicht möglich ist.  
 
Anmerkung der Verwaltung: 
Wie aus den Festsetzungen des Bebauungsplanes ersichtlich, sind die Ausgleichsflächen zu 
gleich als öffentliche Grünflächen festgesetzt. Eine private Nutzung sowie die Errichtung 
einer Einfriedung durch den Eigentümer ist daher ausgeschlossen. Der von der Unteren 
Naturschutzbehörde geforderten zusätzlichen Festsetzung bedarf es daher nicht. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den Vorschlag der 
Unteren Naturschutzbehörde nicht anzunehmen. 
 
zu 2. 
Unter Bezugnahme auf Art. 6a Abs. 4 BayNatschG ersucht das Landratsamt um Mitteilung, 
wie die Ausgleichsflächen und die festgesetzte Pflege gesichert werden. 
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Anmerkung der  Verwaltung: 
Nach Festsetzung Nr. 8.8 sind die festgesetzten Bäume, Sträucher und Vegetationsflächen 
zu pflegen und dauerhaft zu halten.  
Der Bebauungsplan enthält in der Ziffer 8 unter anderem Festsetzungen über die 
Maßnahmen im Bereich der Ausgleichsflächen. Nachdem es sich, wie oben erwähnt, um 
öffentlich Grünflächen handelt, wird die Pflege und der Unterhalt auf die Stadt übergehen.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Frage als erledigt 
zu betrachten. 
  
zu 3. 
Hier empfiehlt die UNB die Obstbäume als Obsthochstämme festzusetzen. 
Außerdem wird daraufhingewiesen, dass die festgesetzte Pflanzgröße bei Obstbäumen mit 
einem Stammumfang von 20/25 cm überzogen und zudem sehr teuer ist. es wird empfohlen, 
bei Obstbäumen keine Größe festzusetzen da die übliche Handelsware völlig ausreiche. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss der Empfehlung 
nachzukommen und den Bebauungsplan entsprechend zu ändern. 
 
zu 4. 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den Vorschlag der 
Unteren Naturschutzbehörde aufzugreifen und den Gehweg in der Ausgleichsfläche als 
„wassergebunden“ festzusetzen.  
 
Landratsamt Ebersberg – Gesundheitsamt -, Schreiben vom 03.06.2004 
 
Die Forderung des Gesundheitsamtes zum Anschluss an die zentrale Wasserversorgung, 
die zentrale Kanalisation und die vollbiologische Sammelkläranlage der Stadt Ebersberg 
kann eingehalten werden.  
Die festen Abfallstoffe werden im Rahmen der städtischen Müllabfuhr ordnungsgemäß 
beseitigt.  
Weiter teilt das Gesundheitsamt mit, dass auf dem für die Bebauung vorgesehenen Flächen 
keine Altlasten bekannt sind.  
 
Zu dem Hinweis, dass unmittelbar an das künftige Baugebiet landwirtschaftliche Flächen 
angrenzen ist anzumerken, dass es sich hierbei lediglich um eine Wiese handelt, die keiner 
intensiven  landwirtschaftlichen Nutzung unterliegt. 
 
Der außerdem ausgesprochenen  Forderung des Gesundheitsamtes, die Untere 
Immissionsschutzbehörde beim Landratsamt Ebersberg in das Verfahren einzuschalten, 
wurde bereits entsprochen. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Stellungnahme als 
erledigt zu betrachten. Änderungen des Bebauungsplanes werden nicht erforderlich. 
 
 
Wasserwirtschaftsamt München, Schreiben vom 29.06.2004  
 
Es wird mitgeteilt, dass mit dem Bebauungsplan Einverständnis besteht, da die wasser-
wirtschaftlichen Belange berücksichtigt wurden. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass auf 
Grund des leichthängigen Geländes Hang- und Schichtwasser nicht ausgeschlossen werden 
kann. Es wird daher empfohlen, die Gebäudeteile im Boden dicht und auftriebssicher 
auszuführen. 
 
Das Wasserwirtschaftsamt teilt außerdem mit, dass keine Hinweise auf Altlasten oder 
verfüllte Gruben vorhanden sind.  
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� zwecks Vermeidung künftigen Rückstaus wird das Ablassbauwerk demnächst 

leistungssteigernd umgebaut. 
 
 
Beginn der öffentlichen Sitzung: 19.00 
Ende der öffentlichen Sitzung   : 20.45 
 
Es folgte ein nichtöffentlicher Teil 
 
 
Ebersberg, den 
        Deierling (TOP 11 – 15) 
 
 
        Fischer (TOP 1 – 9) 
 
 
W. Brilmayer       Wiedeck (TOP 10, 16 – 19b) 
Sitzungsleiter       Schriftführer 
 




